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Antrag (Ortschaftsrat Mönchberg) 
Sichere Querung der Schönbuchstraße – für Schüler, Senioren, alle! 

 

Der Ortschaftsrat Mönchberg beschließt: 

Die Stadtverwaltung Herrenberg wird beauftragt sichere Schulwege für Mönchberger Schul-

kinder nach Kayh einzurichten. Insbesondere soll 

1. in der Schönbuchstraße ab Ortseingang die Geschwindigkeit auf 30 km/h verringert 

werden. 

2. in der Schönbuchstraße, Höhe Neusatzstraße ein Fußgängerüberweg (Zebrastreifen) 

zum sicheren Überqueren der Straße installiert werden.  

3. Die Maßnahmen in Nr.1 und Nr.2 sollen bis zum Schuljahresbeginn 2025 umgesetzt 

werden. 

 

Begründung  

Fußgänger sind im Straßengeschehen die schwächsten Teilnehmer. Deswegen muss ihrer Si-

cherheit eine sehr hohe Priorität eingeräumt werden. 

In Abstimmung mit Ordnungsamt und Polizei wurde im Schulwegeplan 2023 für Mönchberg 

und Kayh die Querung der Schönbuchstraße neu als Gefahrenstelle benannt.  

Die stetig zunehmende Schülerzahl in Mönchberg führt dazu, dass immer mehr Schüler in die 

Grundschule nach Kayh gehen. Mit dem Bau einer gemeinsamen Grundschule für Mönchberg 

und Kayh an der Grafenberghalle werden dann in wenigen Jahren alle Mönchberger Schüler 

nach Kayh gehen.  

Auf Schulwegen müssen Gefahrenstellen angemessen beseitigt werden. Ansonsten verlieren 

Eltern das Vertrauen, dass ihre Kinder sicher zur Schule kommen. Die Folge sind immer mehr 

Elterntaxis, die wiederum die Sicherheit aller Schulkinder vor der Schule gefährden.  

Die Querung der Schönbuchstraße auf Höhe der Neusatzstraße ist für alle Fußgänger gefähr-

lich - egal ob jung oder alt, Schüler, Eltern mit Kindern oder Senioren mit Rollatoren. Die Stelle 

ist unübersichtlich und die vorgeschriebene Höchstgeschwindigkeit wird erfahrungsgemäß 

nicht von allen Fahrzeugen eingehalten. Auch Autofahrer laufen Gefahr, durch die uneindeuti-

gen Verhältnisse in einen Unfall verwickelt zu werden. 



 

  

 

  2 - 3 

 

Deswegen soll die Höchstgeschwindigkeit bereits ab dem Ortseingang auf Tempo 30 reduziert 

werden und ein Zebrastreifen (Fußgängerüberweg) gebaut werden. 

Bisherige Anfragen an die Verwaltung wurden mit Verweis auf die bestehenden Regularien 

abgewiesen. Ein solcher Überweg würde die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs beein-

trächtigen und sei daher nicht möglich. 

Die Novellierung des Straßenverkehrsgesetzes und der StVO im Juni 2024 stärkt die Rechte 

der Fußgänger und vergrößert den kommunalen Handlungsspielraum. Eine Temporeduzierung 

in der Schönbuchstraße und eine gesicherte Querung für Fußgänger über einen Fußgänger-

überweg sind nun möglich und sollen schnellstmöglich umgesetzt werden. 

 

 

 

Silke Elsner    Alfred Steinki    Farina Semmler 
Mönchberger Liste   Bündnis90/GRÜNE   SPD 

 

 
 
 
 
Anlagen 

- Schulwegeplan 2023 Kayh/Mönchberg 
- Schreiben des Städtetags vom 5.7.2024 zum neuen Straßenverkehrsrecht  
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Ampel

Zebrastreifen Wegeempfehlung

Gefahrenstelle / Hinweis

Mittelinsel

ES ES

Hinweise:
Allgemein gilt:

Vorsicht bei der Straßenquerung, da damit zu
rechnen ist, dass trotz
Geschwindigkeitsbeschränkung und
-kontrollen zu schnell gefahren wird.

Große Vorsicht direkt an den angrenzenden
Straßen der Schulen, Behinderungen durch
die Elterntaxis.

Bei  nicht vorhandenem Gehweg  die linke
Straßenseite benutzen

 MÖNCHBERG

1) Treppenaufgang, nicht behindertengerecht
2)  ab hier kein Gehweg vorhanden
3)  17% steile Straße
4)  Vorsicht beim Überqueren

KAYH

1) ab hier kein Gehweg vorhanden,
                Straßenseite wechseln
2)  entlang Kelterplatz/Rathaus

                kein Gehweg  vorhanden - Mischfläche
  3)            unübersichtliche Stelle
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Neue Straßenverkehrsordnung beschlossen           
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
nach der Änderung des Straßenverkehrsgesetzes (StVG) hat der Bundesrat in seiner 
Sitzung am 5. Juli 2024 nun ebenfalls die neue Straßenverkehrsordnung (StVO) be-
schlossen. Durch die Änderungen in StVG und StVO bekommen der Klima- und Ge-
sundheitsschutz sowie städtebauliche Aspekte mehr Gewicht für die Umsetzung neuer 
Verkehrsmaßnahmen. Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs bleiben als Kriterien auch 
weiter bestehen. Es entfällt jedoch für viele Vorhaben die zwingend vorliegende „qualifi-
zierte Gefahrenlage“ als Voraussetzung. 
 
Die wesentlichen Änderungen: 
 

 aus Gründen des Klima- und Gesundheitsschutzes oder unter städtebaulichen 
Aspekten können Busspuren angeordnet werden, sowie Ampelschaltungen, die 
den Busverkehr bevorrechtigen. Auch können ausreichend Flächen für den ru-
henden und fließenden Fuß- und Radverkehr vorgesehen werden. 
 

 Außerhalb von Tempo-30-Zonen kann Tempo 30 nun leichter an schützenswerten 
Strecken wie vor Kindergärten, Alten- und Pflegeheimen, Krankenhäusern, Spiel-
plätzen sowie auf Schulwegen und an Fußgängerüberwegen angeordnet werden. 

 

 Ebenfalls ist die Möglichkeit geschafften, Lückenschlüsse zwischen Tempo-30-
Abschnitten (30-50-30) bis auf eine Distanz von 500 Metern statt wie bisher 300 
Metern vorzunehmen. Damit wird es vereinfacht, unübersichtliche wechselnde 
Geschwindigkeitsbeschränkungen durch eine übersichtliche Regelung zu erset-
zen. Verkehrsbehörden können so Tempo 30 wesentlich häufiger rechtssicher an-
ordnen. 
 

 Kommunen erhalten ein Antragsrecht für Anordnungen auf Straßen außerhalb ih-
rer Zuständigkeit. Sie haben gegenüber der Straßenverkehrsbehörde einen An-
spruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung. 
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 Regelungen zum Bewohnerparken können nicht mehr erst bei akutem, sondern 
bereits bei drohendem erheblichem Parkraummangel angeordnet werden. 
 

 Weiterhin können sogenannte „Ladezonen“ mit eigens dafür geschaffener Be-
schilderung angeordnet werden. 

 
 
Eine ausführliche Einordnung folgt in Kürze. Wir bitten um Kenntnisnahme. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
gez. Julian Gedemer 
 
 
 


